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Grenzen der Sozialpflichtigkeit des Waldeigentums 
Von Peter B a d u r a , München*) 
I. Von der Forstpolizei zur Waldgesetzgebung 
1. Freiheit und Sozialgebundenheit des Waldeigentums 
2. Probleme der landesrechtlichen Ausführungsgesetzge-
bung zum Bundeswaldgesetz und zum Bundesnatur-
schutzgesetz 
3. Die gesetzliche Ausgestaltung der Funktionen des 
Waldes 
II. Eigentum und Sozialgebundenheit 
1. Der Schutzbereich der Eigentumsgarantie 
2. Sozialpflichtigkeit und „Situationsgebundenheit" des 
Grundeigentums und insbesondere des Waldeigentums 
III. Sozialfunktionen des Waldes und Waldeigentums in der 
neueren Gesetzgebung 
1. Rahmenvorschriften des Bundeswaldgesetzes 
2. Nutz- und Schutzfunktion des Waldes 
3. Erholungsfunktion des Waldes, Betretungsrecht und Rei-
ten im Walde 
4. Die forstwirtschaftliche Bodennutzung in Raumordnung 
und Strukturpolitik 
I. Von der Forstpolizei zur Waldgesetzgebung 
1. Die Waldbesitzer, vor allem die Eigentümer des Pri-
vatwaldes, hatten in den forstpolizeilichen Gesetzen des 
19. Jahrhunderts eine Garantie ihres Waldeigentums. Die 
seit der französischen Revolution überall zum Erfolg ge-
führten Ideen der Aufklärung, des Vernunftrechts und des 
wirtschaftlichen Liberalismus brachten als tragendes 
Rechtsprinzip des neuen bürgerlichen Rechts d a s f r e i e 
E i g e n t u m hervor, die Befreiung der rechtlichen Herrschaft 
über die Sachgüter von den feudalen und absolutistischen 
Beschränkungen. An diesem epochalen Vorgang der Frei-
setzung unternehmerischer Energie und egoistischen Er-
werbsstrebens nahm auch das Eigentum an Waldgrund-
stücken teil. Mit der Grundentlastung und der Beseitigung 
überkommener Wirtschaftsreglementierung kam für das 
*) Festvortrag bei der Jahrestagung des Deutschen Forstwirt-
schaftsrates in Hannover am 15. Juni 1976. Durch Anmerkungen 
ergänzte Fassung. 
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Waldeigentum der Grundsatz zur Geltung, daß jedem 
Waldbesitzer die „freie Benützung u n d B e w i r t s c h a f t u n g 
s e i n e s Waldes" zustehe, soweit er dadurch nicht die 
Rechte Dritter verletze oder das öffentliche Interesse 
schädige (1). Sehr bald allerdings trat in Verwirklichung 
des Waldschutzgedankens die forstpolizeiliche Gesetz-
gebung der Freiheit des Waldeigentums entgegen und 
verbot die schädliche Zerteilung von Waldgrundstücken 
und die Waldzerstörung. Mit der Festlegung von Schutz-
waldungen wurde, wenn auch in begrenztem Maße, die 
heute so genannte Ökologische Funktion des Waldes er-
kannt (2). 
Das Rechtsprinzip der Eigentumsfreiheit hat heute für 
das Eigentum von gesellschaftlicher Erheblichkeit dem 
w o h l f a h r t s s t a a t l i c h e n R e c h t s p r i n z i p der S o z i a l g e b u n d e n -
h e i t o d e r S o z i a l p f l i c h t i g k e i t d e s E i g e n t u m s weichen müs-
sen. Seit der Weimarer Reichsverfassung ist die grund-
rechtliche Garantie des Eigentums mit der Einschärfung 
seiner Sozialpflichtigkeit verbunden. Hauptsächlich das in 
Großunternehmen genutzte Wirtschaftseigentum und das 
städtebaulich genutzte Grundeigentum sind dem öffent-
lichen Interesse derart einschneidend unterworfen wor-
den, daß das Maß ihrer Privatnützigkeit nahezu als eine 
staatlich verliehene Rechtsposition erscheint. Diese für 
den demokratischen Sozialstaat kennzeichnende Entwick-
lung macht vor dem Waldeigentum nicht halt. Das kann 
bei der Bedeutung des Waldes als Produktionsfaktor und 
als natürliche Daseinsgrundlage auch nicht anders sein. 
Wie bei anderen Eigentumskategorien ist beim Waldbesitz 
die Unterwerfung des Eigentums unter das wohlfahrts-
staatlich entgrenzte öffentliche Interesse jetzt so weit 
fortgeschritten, daß vom Standpunkt der gesellschaft-
lichen Ordnungsgrundlagen und der verfassungsrechtlichen 
Garantie des Eigentums und des privatautonomen Eigen-
tumsgebrauchs die Frage gestellt werden kann, ob nicht 
die Grenzen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums erreicht 
oder bereits überschritten sind. 
Die Sozialpflichtigkeit des Waldeigentums tritt beson-
ders in der forstpolitischen und naturschutzrechtlichen 
Gesetzgebung der letzten Jahre zu Tage. In allen Flächen-
staaten und vor kurzem auch im Bund sind neue Forst-
oder Waldgesetze erlassen worden. Mit dem Namen 
„Waldgesetz", wie z .B . im Landeswaldgesetz Niedersach-
sens vom 12. Juli 1973 (GVBI. S. 233), im Waldgesetz für 
Bayern vom 22. Oktober 1974 (GVBI. S. 551) und im Ge-
setz zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der 
Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom 2. Mai 1975 (BGBl. 
I S. 1037), soll die Verabschiedung der nur forstpolizei-
lichen Zielsetzung auch sprachlich verlautbart werden. 
Die zunehmende Bedeutung des Waldes für Landeskultur 
und Erholung, die Einsicht in die notwendige Synthese 
der verschiedenartigen Waldfunktionen in der „Mehrzweck-
landschaft" (K. Mantel) Wald und die Aufnahme dieser 
Umstände und Vorstellungen in der neueren Gesetzgebung 
waren der Anlaß dafür, nicht mehr die Bezeichnung 
„Forstgesetz" zu wählen. Denn diese weist auf die der 
Forstpolizei eigentümliche Bevorzugung der wirtschaft-
lichen Funktion des Waldes und auf den Grundsatz der 
freien Nutzung und Bewirtschaftung des Waldes zurück (3). 
2. Die V o r s c h r i f t e n d e s B u n d e s w a l d g e s e t z e s über d i e 
„Erhaltung d e s W a l d e s " , zu denen die Regelungen über 
die forstliche Rahmenplanung, über die Erhaltung und 
Bewirtschaftung des Waldes, über die Ausweisung von 
Schutz- und Erholungswald und über das Betreten des 
Waldes gehören, sind Rahmenvorschriften für die Landes-
gesetzgebung (§ 5 BWaldG). Die Länder haben der ihnen 
damit gestellten Gesetzgebungsaufgabe bis Mai 1977 nach-
zukommen, soweit ihr Forst- und Waldrecht den rahmen-
rechtlichen Anforderungen noch nicht genügt. Ebenso 
schließen die Rahmenbestimmungen des soeben vom 
Bundestag verabschiedeten B u n d e s n a t u r s c h u t z g e s e t z e s 
einen den Wald und seine Nutzung empfindlich berühren-
den Gesetzgebungsauftrag für die Länder ein, dem bis 
Mitte 1978 nachzukommen ist (§ 4 BNatSchG). Kraft des 
hartnäckigen Einflusses des Bundesrates ist die Dichte der 
rahmenrechtlichen Festlegungen im BWaldG und BNatSchG 
recht gering. 
An dem erheblichen Gestaltungsspielraum, der der Lan-
desgesetzgebung zugestanden worden ist, läßt sich die 
Tragweite ablesen, die der Folgegesetzgebung zukommen 
wird. Die Verlustliste für die Rechtseinheit könnte beträcht-
lich sein. Unter dem Blickwinkel der Sozialpflichtigkeit des 
Waldeigentums ist dabei nicht nur an die Frage zu den-
ken, welche dem privaten Waldbesitz auferlegten Schran-
ken und Pflichten, insbesondere zur Sicherung der Er-
holung im Walde, ein n a c h Enteignungsgrundsätzen z u e n t -
schädigendes S o n d e r o p f e r darstellen. Diese Frage ist in 
beiden Gesetzen der Landesgesetzgebung überlassen wor-
den (§ 5 BWaldG, § 4 BNatSchG). Es wird außerdem auch 
sehr nachdrücklich auf die landesrechtliche Ausgestaltung 
der entschädigungslos zu d u l d e n d e n S o z i a l b i n d u n g e n an-
kommen. Für diese nicht anders wie für die enteignend 
wirkenden Belastungen des privaten Waldbesitzes zu-
gunsten der Allgemeinheit gilt der durch die Eigentums-
garantie befestigte Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Die 
Inpflichtnahme des Waldeigentums und die Zurückdrän-
gung seiner Privatnützigkeit darf nur in den Fällen und 
nur in dem Maße erfolgen, als es zur Wahrung des verfolg-
ten Gesetzeszwecks erforderlich ist. Nicht jede Belastung 
oder Verpflichtung, die vielleicht nützlich oder zweck-
mäßig erscheint, hat vor dieser rechtsstaatlichen Schwelle 
der sozialbindenden Gesetzgebung Bestand. 
Eine juristische Betrachtung der Grenzen, die der so-
zialen Inpflichtnahme des Waldeigentums durch die rechts-
staatlichen Grundsätze und durch die Eigentumsgarantie 
gesetzt sind, muß sich auch auf die wesentlichen f o r s t -
w i r t s c h a f t l i c h e n und f o r s t p o l i t i s c h e n Gesichtspunkte und 
Erkenntnisse erstrecken. Ein Leitgedanke der Beurteilung 
muß sein, daß die Wohlfahrtsfunktionen des Waldes ihre 
praktische Bedingung in der produktiven und rentablen 
Bewirtschaftung des Waldeigentums haben. Der Nutzen, 
den die Allgemeinheit von der realisierten Sozialpflichtig-
keit des Waldeigentums erwartet, setzt voraus, daß das 
forstwirtschaftliche Prinzip der Nachhaltigkeit der Erzeu-
gung und Nutzung, verbunden mit der weit vorausschauen-
den Planung, erhalten bleibt. Das gilt jedenfalls für den 
Privatwald und die Teile des Körperschaftswaldes, deren 
Ertragsfähigkeit nicht durch öffentliche Mittel gestützt wird. 
Ob die seit einigen Jahren zu beobachtenden Verluste 
des Staatswaldes auf die Dauer erträglich sind, mag hier 
offenbleiben (4). 
Die volkswirtschatfliche Bedeutung der Holzproduktion 
bedarf angesichts der steigenden Tendenz des Holzver-
brauchs und angesichts der Tatsache, daß etwa 5 0 % des 
Holzbedarfs durch Einfuhren, besonders von Halb- und 
Fertigprodukten, gedeckt werden, keines weiteren Belegs. 
Entscheidend ist jedoch, daß die Beachtung der Ren-
tabilität und der Belastungsgrenze des privatwirtschaftlich 
genutzten Waldeigentums nicht nur dem Interesse der 
Eigentümer dient oder eine Konzession an das private 
Gewinnstreben ist, sondern zugleich die Sozialfunktionen 
oder — wie man pointiert gesagt hat (5) — die „Infra-
strukturleistungen" zugunsten der Allgemeinheit ermög-
licht (6). Die Begründung zum Regierungsentwurf des Bun-
deswaldgesetzes formuliert diesen Punkt so: 
„ Der Wald kann . . . seine vielfachen Funktionen nur 
dann erfüllen, wenn durch eine rentable Bewirtschaftung, 
durch den Ausgleich zusätzlicher Lasten und durch be-
grenzte öffentliche Hilfen seine funktionsgerechte Erhaltung 
sichergestellt wird" (7). 
Die Gegeneinandersetzung von Sozialpflichtigkeit und 
Waldeigentum ist in der Tat eine vereinfachende Alter-
native. 




das Bild des Waldes 
nicht stört. 
Nadelholzkulturen müssen 
von Anfang an gepflegt 
werden. 
Vor allem Fichten, Tannen, 
Douglasien und Kiefern auf 
wüchsigen Standorten. Damit 
sie nicht von Unkräutern, 
Gräsern und verholzenden 
Pflanzen in ihrem Wachstum 
behindert werden. 
Dowpon* und TOP Kultur-
Herbizid SCHERING® 
gehören dazu. 
Beide haben sich als Tank-
mischung (2,5 kg Dowpon + 
6 kg TOP Kultur-Herbizid 
SCHERING) im Rahmen des 
Barteröder Kulturpflegever-
fahrens bestens bewährt. Vor-
bei sind Pflanzenverluste und 
langjährige Nachbesserungen. 
Vorteil 1: Mischbewuchs 
wird niedergehalten. 
Durch einen Arbeitsgang! 
Sowohl Unkräuter als auch 
Gräser und verholzende 
Pflanzen. Und zwar in der 
nächsten Vegetationsperiode, 
da die Ausbringung im August/ 
September erfolgt. 
Vorteil 2: Kein s törendes 
Wirkungsbild. 
Der Mischbewuchs wird, was 
waldbaulich wünschenswert ist, 
nicht vollständig abgetötet. Viel-
mehr wird er durch Ausdünnung 
und Wachstumshemmung so 
weit zurückgedrängt, daß die 
Kulturpflanzen ausreichend 
freigestellt sind. 
Dowpon +TOP Kultur-Herbizid 
SCHERING. Kulturpflege, die 
das Bild des Waldes nicht stört. 
* Warenzeichen The Dow Chemical Company 
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Für die zutreffende Einschätzung der Belastung der 
Einkommens- und Produktionsfunktion durch die steigende 
Indienstnahme des Waldes zugunsten ökologischer Er-
fordernisse und zugunsten der Erholung, die verschärft in 
den Verflechtungsgebieten und in den Erholungs- und 
Kurlandschaften wirksam wird, muß bedacht werden, daß 
nur ein Teil der Wohlfahrtsfunktionen des Waldes gewisser-
maßen „natürlich" zustandekommt, also ein Nebenprodukt 
der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des Waldes ist. Der 
aus der sozialen Inpflichtnahme des Waldes hervorgehende 
Mehraufwand und Minderertrag ist zu einem wesentlichen 
Teil ein Kostenelement, das „produzierten" I n f r a s t r u k t u r -
l e i s t u n g e n entstammt, seine Grundlage also in dem pro-
duktiven Zweck der Waldbewirtschaftung äußerlichen Auf-
wendungen, Nutzungsbeschränkungen und Wirtschafts-
erschwernissen findet. Die für das Forstwirtschaftsjahr 1971 
in Baden-Württemberg durchgeführte Untersuchung hat 
sehr gut belegte und genaue Ergebnisse über diese so-
zialen kosten des Waldbesitzes zu Tage gefördert (8). Als 
ein bemerkenswertes Teilergebnis dieser Untersuchung ist 
zu verzeichnen, daß mehr als 9 0 % der auf einen Hektar 
Forstbetriebsfläche entfallenden Mehraufwendungen und 
Mindererträge von insgesamt DM 32,76 auf die Erholung 
im Walde entfallen. Am höchsten ist die Belastung im Kör-
perschaftswald, dcoh ist der Privatwald in sehr spürbarer 
Weise betroffen. Dies macht sich mit zunehmendem Ge-
wicht bemerkbar. Denn trotz ansteigender Produktivität ver-
schlechtert sich die Ertragslage, weil die Holzpreise fallen 
und die Bewirtschaftungskosten steigen (9). 
Der für 1971 errechnete durchschnittliche Reinertrag 
von DM 17,— je ha Forstfläche ist nicht hinreichend aus-
sagekräftig, weil die Ergebnisse des einzelnen Forst-
betriebs je nach Holzartenzusammensetzung, Altersklassen-
verteilung, Ertragsklasse und sonstigen Faktoren beträcht-
lich von Durchschnittswerten abweichen (10). 
Die s t r u k t u r e l l e E r t r a g s l a g e des p r i v a t e n W a l d b e s i t z e s 
ist ein rechtlich erheblicher Gesichtspunkt bei der Ab-
wägung, die dem Gesetzgeber abverlangt wird, wenn er 
die Sozialpflichtigkeit des Waldeigentums ausgestaltet. Da-
bei ist auch zu berücksichtigen, daß der Privatwald, der 
sich auf über 700 000 Forstbetriebe verteilt, zu etwa drei 
Vierteln Flächen von 100 ha und darunter mit meist bäuer-
licher! Eigentümern umfaßt. Die Lasten der Sozialbindung 
treffen also nur zum kleineren Teil den großen Privatwald. 
Die heutigen Bedingungen der Waldbewirtschaftung und 
der forstwirtschaftlichen Ertragslage und die wachsenden 
Anforderungen der Allgemeinheit an den Wald sind sehr 
anschaulich in der dem Regierungsentwurf für das Bun-
deswaldgesetz beigegebenen Begründung dargestellt (11). 
Folgende Sätze aus dieser Begründung sind eine kurz-
gefaßte Kennzeichnung der hier behandelten Frage: 
„Ein zunehmendes Mißverhältnis zwischen wirtschaft-
lichen Ertragsmöglichkeiten und Inanspruchnahme des 
Waldes durch die Allgemeinheit müßte zu wirtschaftlichem 
Desinteresse am Waldbesitz, zur Vernachlässigung der 
Waldpflege, zu Substanzeinbußen und im Extremfall zur 
Aufgabe der Waldbewirtschaftung führen. Dadurch würden 
aber die übergebietlichen Funktionen des Waldes für Um-
weltschutz, Umweltgestaltung und Erholung ebenso schwer 
beeinträchtigt werden wie die forstwirtschaftliche Erzeu-
gung." 
3. Die Bezeichnung „Infrastrukturleistungen" für die 
Sozialfunktionen oder Wohlfahrtswirkungen des Waldes 
legt den Ton darauf, daß die Inanspruchnahme des Waldes 
durch die Allgemeinheit in der Zuwendung errechenbarer 
Vorteile zu Lasten der Forstwirtschaft besteht. Diese Vor-
teile lassen sich, soweit sie nicht unselbständige Neben-
foigen der ordnungsmäßigen Waldbewirtschaftung sind, 
betriebswirtschaftlich als Kosten erfassen, so etwa die 
Aufwendungen für die Erholungsfunktion durch Sauber-
haltung und Schutz des Waldes, ducrh die Schaffung und 
Unterhaltung besonderer Einrichtungen einschließlich des 
Wegenetzes, durch den Verzicht auf Holzproduktion oder 
durch Beschränkung in den forsttechnischen Möglichkei-
ten (12). Die ausscheidbaren Kosten für Erholung und Frei-
zeitgestaltung des Publikums übertreffen die besonderen 
Lasten zugunsten des Naturschutzes, des Schutzes der 
Wasserwirtschaft, des Erosionsschutzes und sonstiger öko-
logischer Ziele um ein Vielfaches. 
Juristische Überlegungen darüber, ob und inwieweit 
diese Kosten durch Entschädigungs- oder Förderungslei-
stungen auszugleichen sind, oder — mit anderen Worten — 
wo die Grenzen der vom Waldbesitz ausgleichslos zu tra-
genden Sozialpflichtigkeit des Waldes verlaufen, werden 
ihre wesentliche Grundlage in der L e h r e von d e n F u n k -
t i o n e n d e s Waldes gewinnen können (13); In der Definition 
und Gewichtung der Funktionen des Waldes spricht sich 
über eine bloße Beschreibung der vorhandenen oder mög-
lichen Wirkungen der forstwirtschaftlichen Bodennutzung 
hinaus die forstpolitische, wirtschaftspolitische und ord-
nungspolitische Beurteilung des Waldeigentums aus. Eine 
sachgerechte Unterscheidung der Waldfunktionen und da-
mit der Aufgaben der Forstwirtschaft ist ein unentbehr-
liches Hilfsmittel für die Auslegung waldrechtlicher Vor-
schriften und zur Ermittlung des Gesetzeszwecks. Diese 
Betrachtungsweise ist auch geeignet, die organisations-
politische Forderung zu unterstützen, daß die öffentlich-
rechtlichen Eingriffsbefugnisse gegenüber der privatwirt-
schaftlichen und privatnützigen Nutzung des Waldeigen-
tums in der Hand der Forstbehörden liegen oder jeden-
falls nur auf Grund maßgeblicher Mitwirkung der Forst-
behörden ausgeübt werden sollten. 
Die Unterscheidung, Berücksichtigung und Gewichtung 
der Funktionen des Waldes kommt in der neueren Gesetz-
gebung hauptsächlich in den präambelartigen Festlegun-
gen über den Gesetzeszweck und in den Bestimmungen 
über die forstliche Fachplanung zum Ausdruck. Das L a n -
d e s w a l d g e s e t z N i e d e r s a c h s e n s begnügt sich in § 1 mit 
einer verhältnismäßig knappen Generalklausel: 
„Zweck dieses Gesetzes ist es, die Bewaldung des 
Landes in ihrem Bestand zu sichern, den Waldbesitzer bei 
der Erhaltung und Pflege seines Waldes zu unterstützen 
und die günstigen Wirkungen des Waldes für die Umwelt, 
insbesondere die allgemeine Erholung im Wald, zu för-
dern." 
In der entsprechenden Vorschrift des W a l d g e s e t z e s für 
B a y e r n (Art. 1) wird die wohlfahrtsfunktionelle Einbindung 
des Waldes deutlich stärker betont. Der Wald ist — wie es 
dort heißt — von besonderer Bedeutung für den Naturhaus-
halt und ist wesentlicher Teil der natürlichen Lebensgrund-
lage. „Er hat landeskulturelle, soziale und wirtschaftliche 
Aufgaben zu erfüllen." In sieben Punkten wird dann bei-
spielhaft aufgezählt, welchen Zielen das Gesetz dienen 
soll. Unter der Überschrift „Sicherung der Funktionen 
des Waldes" werden in einer Generalklausel die staat-
lichen Behörden sowie die Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts dazu verpflichtet, bei 
allen Planungen und Vorhaben, die Wald betreffen, den 
in Art. 1 genannten Gesetzeszweck, insbesondere die 
Funktionen des Waldes, angemessen zu berücksichtigen. 
Unter den Grundsätzen der forstlichen Fachplanung, die 
in dem Abschnitt „Sicherung der Waldfunktionen" geregelt 
ist, steht an der Spitze der Satz: „Der Wald hat Schutz-, 
Nutz- und Erholungsfunktionen" (Art. 5 Nr. 1). Schließlich 
führt dieses Gesetz die neue Kategorie des Bannwaldes 
neben dem Schutz- und Erholungswald ein. Als Bann-
wald kann Wald ausgewiesen werden, dem auf Grund 
seiner Lage und seiner flächenmäßigen Ausdehnung vor 
allem in Verdichtungsräumen und waldarmen Bereichen 
eine außergewöhnliche Bedeutung für das Klima, für den 
natürlichen Wasserhaushalt oder für die Luftreinigung zu-
kommt und der deshalb erhalten werden muß oder der in 
besonderem Maße dem Schutz vor Immissionen dient 
(Art. 11) (14). 
Auch im B u n d e s w a l d g e s e t z werden im Rahmen der 
Bestimmungen über den Gesetzeszweck die Nutzfunktion 
und die Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes ge-
nannt (§ 1 Nr. 1) und wird der forstlichen Rahmenplanung 
neben der Ordnung und Verbesserung der Forststruktur 
die Aufgabe gestellt, die für die Entwicklung der Lebens-
und Wirtschaftsverhältnisse notwendigen Funktionen des 
Waldes nach § 1 Nr. 1 des Gesetzes zu sichern (§ 6 Abs. 1) 
(15). Die privatrechtlichen Befugnisse des Waldeigentümers 
werden durch das Gesetz nach Maßgabe der zur Richt-
schnur genommenen Funktionen des Waldes öffentlich-
rechtlich überformt und in ein weitergreifendes Nutzungs-
statut des Waldes eingefügt. 
II. Eigentum und Sozialgebundenheit 
1. Verfassungsrechtlich ist die Frage nach den Gren-
zen der Sozialpflichtigkeit des Waldeigentums in erster 
Linie die Frage danach, welches Maß an Schutz die 
E i g e n t u m s g a r a n t i e (Art. 14 GG) gegenüber dem beschrän-
kenden und gestaltenden Gesetzgeber gewährt (16). 
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Das Bundesverfassungsgericht schreibt der Eigentums-
garantie im Gesamtgefüge der Grundrechte die Aufgabe 
zu, dem Berechtigten durch Zubilligung und Sicherung 
von Herrschafts-, Nutzungs- und Verfügungsrechten einen 
Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich zu gewähr-
leisten und damit eine eigenverantwortliche Gestaltung des 
Lebens zu ermöglichen (17). Die Funktion und die Trag-
weite des Grundrechts ist damit allerdings nur für den 
gesellschaftspolitisch weniger umstrittenen Bereich voll-
ständig erfaßt, in dem das Eigentum als Grundlage indi-
vidueller Lebensführung wirksam ist. Vor allem die weit-
reichende Gemeinschaftsbezogenheit des produktiv ge-
nutzten Wirtschaftseigentums und des städtebaulich, land-
wirtschaftlich oder forstwirtschaftlich nutzbaren Grund-
eigentums überschreitet ehe individualistisch bestimmte 
Betrachtungsweise. 
Das Grundrecht versteinert nicht die gegebene Rechts-
lage und die bestehenden Rechte. Dem Gesetzgeber kommt 
die demokratisch begründete Vollmacht zu, die Rechts-
ordnung zu gestalten und zu ändern und dabei vor allem 
die öffentlichen und sozialen Erfordernisse gegenüber der 
privaten Wirtschafts- und Nutzungsfreiheit zu wahren. 
Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG hebt ausdrücklich hervor, daß es 
A u f g a b e u n d B e f u g n i s d e s G e s e t z g e b e r s ist, d e n f n h a i t 
u n d d i e S c h r a n k e n d e s E i g e n t u m s zu b e s t i m m e n . Eine 
Richtlinie dieser legislatorischen Vollmacht ist in Art. 14 
Abs. 2 GG dahin ausgesprochen, daß Eigentum verpflichtet 
und daß sein Gebrauch zugleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen soll. 
Im Sinne dieser Richtlinie liegt es, daß das Gesetz 
die .Grenzen der Sozialpflichtigkeit unterschiedlich ab-
steckt, je nach der Eigenart und Gemeinschaftsnotwendig-
keit der betroffenen Eigentumskategorie und je nach der 
Eigenart und Gewichtigkeit der zu sichernden Gemein-
schaftserfordernisse. So müssen für das Waldeigentum 
besondere Grundsätze zur Geltung kommen und so haben 
die das Waldeigentum treffenden Bindungen im Sinne der 
Funktionen des Waldes ein unterschiedliches Gewicht, je 
nachdem, ob sie die ordnungsmäßige Bewirtschaftung 
gewährleisten sollen, ob sie ökologische Erfordernisse si-
chern sollen oder ob sie die Erholung im Walde fördern 
sollen. 
Der Verfassungsschutz des Eigentums gegenüber dem 
Gesetzgeber besteht also nicht in einem absoluten und 
umfassenden Bestandsschutz, sondern in bestimmten 
Grundsätzen und Richtlinien, an die sich der Gesetzgeber 
bei der w e r t e n d e n Abwägung u n d A u g l e i c h u n g i m B e r e i c h 
d e r E i g e n t u m s o r d n u n g zu halten hat. Diese Bindungen 
lassen sich zusammenfassen in der Wahrung der Lasten-
gleichheit, in der Anforderung, sachlich nicht gerechtfer-
tigte (funktionswidrige und willkürliche) Regelungen zu 
unterlassen, und in dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit grundrechtsbeeinträchtigender Regelungen. „Gesetz-
liche Eigentumsbindungen müssen von dem geregelten 
Sachbereich her geboten sein, sie dürfen nicht weiter-
gehen als der Schutzzweck reicht, dem die Regelung 
dient" (18). Das eigentumsgestaltende oder -beschrän-
kende Gesetz muß auch h i n r e i c h e n d b e s t i m m t sein, es 
muß so klar und deutlich wie möglich angeben, welche 
Bindungen oder Pflichten es dem Eigentümer abverlangt. 
Dementsprechend muß sich die sozialbindende Entschei-
dung des Gesetzgebers auf einen „Katalog überprüfbarer 
fachlicher Kriterien" berufen können (19). Dieses Erforder-
nis hat für das Waldeigentum unter anderem für die ver-
schiedenen Genehmigungspflichten und für die Ausgestal-
tung des Betretungsrechts eine besondere Bedeutung 
Die hier zu treffenden Verwaltungsentscheidungen müssen 
an bestimmte und begrenzte gesetzliche Maßstäbe gebun-
den werden. Der Gesetzgeber muß die möglichen Kon-
flikte zwischen den spannungsvoll verbundenen Funk-
tionen des Waldes so weit wie möglich selbst entscheiden 
und darf dies nicht der Verwaltung oder den Gerichten 
zuschieben. 
Die E igentumsgarant ie schützt die V e r m ö g e n s w e r t e n 
Rechte in ihren j e w e i l i g e n Nutzungsmöglichkeiten und in 
ihrer Ertragsfähigkeit, nicht jedoch in allen rechtlich denk-
baren Verfügungs- und Gebrauchsmöglichkeiten und nicht 
in ihrem jeweiligen Ertrag oder Wert. Bloße Chancen und 
Verdienstmöglichkeiten, die erst das Ergebnis nachfolgen-
den Erwerbs und künftiger Betätigung sein können, sind 
keine eigentumsrechtlich geschützten Rechtspositionen. 
Deswegen sind beispielsweise Beschränkungen der Ver-
änderung oder Umwandlung der bestehenden forstlichen 
Bodennutzung grundsätzlich keine enteignenden Eingriffe. 
Diese Beschränkungen sind entschädigungslos hinzuneh-
men, es sei denn, auch ein ordnungsgemäß geführter 
Forstbetrieb durchschnittlicher Produktivität könnte ange-
sichts einer derartigen Beschränkung nicht mehr rentabel 
geführt werden. Bloße Ertragseinbußen oder Wertver-
luste, die davon herrühren, daß aus Gründen des öffent-
lichen Interesses nicht eine optimale Bodennutzung oder 
Bewirtschaftung gewählt werden darf, etwa durch Bindun-
gen bei der Wahl der Holzart, haben keine Entschädigung 
zur Folge. Natürlich ist dabei immer vorauszusetzen, daß 
die Beschränkung sachgerecht und verhältnismäßig ist. 
Das Bayer. Aufforstungsgesetz vom 22. 12. 1921 erwies 
sich deshalb als verfassungswidrig, weil es nach der Än-
derung der Verhältnisse eine ungeeignete und damit über-
mäßige Einschränkung der Bodennutzung darstellte (20). 
In welchen Fällen eine Beschränkung oder sonstige 
Beeinträchtigung des Eigentums ein die Entschädigungs-
pflicht auslösendes Sonderopfer abverlangt, kann nicht 
generell gesagt werden. Es kommt dafür auf die Z i e l -
s e t z u n g , T r a g w e i t e u n d Z u m u t b a r k e i t d e s E i n g r i f f s an. 
Darauf ist an Hand der neueren waldrechtlichen Gesetz-
gebung noch zurückzukommen. Hier ist nur hervorzuheben, 
daß nicht etwa eine Enteignung oder ein enteignend wir-
kender Eingriff schon deshalb erlaubt wäre, weil das den 
Eingriff bewirkende oder zulassende Gesetz eine Ent-
schädigung vorsieht. Das Grundrecht gewährleistet das 
Eigentum zuerst in seinem B e s t a n d , und nicht nur in sei-
nem durch die Entschädigung ersetzbaren Wert. Nur wenn 
und soweit das Interesse der Allgemeinheit eine das Ei-
gentum beschneidende Regelung erfordert, ist diese Rege-
lung verfassungsrechtlich statthaft und ist dann wegen des 
Rechtsverlustes eine Entschädigung zu leisten. 
2. Für die Abschätzung der Grenze, die eine zumutbare 
Sozialbindung von der entschädigungspflichtigen Aufopfe-
rung abscheidet, kann auf eine umfangreiche Gerichts-
praxis zurückgegriffen werden. Der weitaus größere Teil 
dieser Praxis befaßt sich mit dem Grundeigentum und mit 
den Gestaltungen und Beschränkungen, welche die Ge-
setzgebung vor allem der städtebaulichen, landwirtschaft-
lichen und forstwirtschaftlichen Nutzung von Grund und 
Boden auferlegt hat. Die S o z i a l p f l i c h t i g k e i t d e s G r u n d -
e i g e n t u m s ist besonders weitreichend und sie kann sich, 
ohne daß eine Entschädigungspflicht besteht, entsprechend 
den sich wandelnden Erfordernissen zu Lasten des Eigen-
tümers verstärken. In der Entscheidung des BVerfG zum 
Grundstücksverkehrsgesetz finden sich die seitdem häufig 
zitierten Sätze: 
„Die Tatsache, daß der Grund und Boden unvermeid-
bar und unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung dem 
unübersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben 
des Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte 
Rechts- und Gesellschaftsordnung zwingt vielmehr dazu, 
die Interessen der Allgemeinheit beim Boden in weit stär-
kerem Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen Ver-
mögensgütern. Der Grund und Boden ist weder volkswirt-
schaftlich noch in seiner sozialen Bedeutung mit anderen 
Vermögenswerten ohne weiteres gleichzustellen; er kann 
im Rechtsverkehr nicht wie eine mobile Ware behandelt 
werden" (21). 
Hauptsächlich die Anforderungen des Städtebaurechts, 
des Naturschutzes und der Raumordnung und Landes-
planung sind anerkannte Rechtfertigungsgründe für die 
gesetzgeberische Sozialgestaltung und Sozialbindung im 
Bereich des Grundeigentums. Schon die Weimarer Reichs-
verfassung ordnete an, daß die Denkmäler der Natur und 
die Landschaft den Schutz und die Pflege des Staates 
genießen und daß alle wirtschaftlich nutzbaren Naturkräfte 
unter der Aufsicht des Staates stehen (Art. 150 Abs. 1, 
155 Abs. 4). Sachlich ähnliche Programme und Aufträge 
für die Gesetzgebung sind nach dem Kriege in verschie-
dene Landesverfassungen aufgenommen worden. So heißt 
es etwa in der bayerischen Verfassung: 
„Der in der land- und forstwirtschaftlichen Kultur ste-
hende Grund und Boden aller Besitzgrößen dient der Ge-
samtheit des Volkes" (Art. 163 Abs. 2). 
Angesichts der zunehmenden Komplexität und Kon-
kurrenz der Nutzungsansprüche an den Grund und Boden 
wird man so weit gehen müssen, die Raumplanung als 
Voraussetzung der raumbedeutsamen Nutzung des Grund-
eigentums anzusehen (22). 
10. Juli 1976 241 
Das Grundeigentum ist nach alledem nicht als ein um-
fassendes Nutzungs- und Verwertungsrecht verfassungs-
rechtlich geschützt. Der S c h u t z b e r e i c h d e r E i g e n t u m s -
g a r a n t i e konzentriert sieh hier auf die ausgeübte Nutzung 
und die bestehende Nutzbarkeit, also auf die ins Werk 
gesetzte rechtlich bestehende Nutzungsqualität des Bo-
dens. Regelungen, welche die ausgeübte Nutzung oder 
die gegebene Nutzbarkeit ein Grundstücks greifbar ein-
schränken, können entschädigungspflichtige Enteignungen 
sein. Gebietsausweisungen dagegen, die ohne Verände-
rung oder Beschränkung der vorhandenen Bodennutzung 
bestimmte Flächen einem besonderen Nutzungsregime un-
terwerfen und damit den Eigentümer auf den einmal ge-
wählten Eigentumsgebrauch festlegen, sind für sich allein 
grundsätzlich entschädigungslos zu duldende Sozialbin-
dungen. So ist die Unterstellung von Flächen unter Natur-
oder Landschaftsschutz, bei der die bisherige forstwirt-
schaftliche Nutzung unberührt bleibt und nur andersartige, 
noch nicht verwirklichte Nutzungsmöglichkeiten ausge-
schlossen werden, keine Enteignung. Es werden nur Bin-
dungen aktualisiert, die sich „aus der naturgegebenen 
Lage des Grundstücks in der Landschaft" ergeben (23). 
Dasselbe gilt bei der Ausweisung von Wasserschutzgebie-
ten (24) und wird bei der Festlegung von Flächen als 
Schutz- oder Erholungswald zu gelten haben. 
Die Gerichtspraxis hat in derartigen Fällen für die Be-
stimmung des eigentumsrechtlich geschützten Rechts-
bestandes mit dem Gedanken der „Situationsgebunden-
h e i t " als einem besonderen Fall der Sozialgebundenheit 
gearbeitet (25). Der Eigentümer muß danach Verfügungs-
und Nutzungsbeschränkungen, aus „sachlichen Gründen, 
die sich aus der jeweiligen verschiedenen tatsächlichen 
Lage, aus der Situationsgebundenheit vernünftigerweise 
ergeben", entschädigungslos hinnehmen. Die hier zu Rate 
gezogene „Situation" des Grundstücks hat ihre faktische 
Basis in der örtlichen Lage der betroffenen Fläche, ist 
aber genau besehen eine bewertende Erklärung über die 
jeweilige „soziale Funktion" des Grundstücks, mit der be-
stimmte Gestaltungen oder Beschränkungen des Grund-
eigentums gerechtfertigt werden. Auf dieser Linie hat die 
„Buchendom"-Entscheidung aus dem Jahre 1957 den Satz 
aufgestellt, daß die Bindung des Eigentümers, eine in die 
Liste der Naturdenkmäler eingetragene Baumgruppe nicht 
zu verwerten, sondern so, wie sie die Natur geschaffen 
habe, stehen zu lassen, in der Regel nur eine entschädi-
gungslos zu duldende Eigentumsbeschränkung sei (26). 
Ebenso hat das BVerwG in jüngster Zeit ausgesprochen, 
daß die Festsetzung eines Naturschutzgebietes keine ent-
eignende Wirkung habe, wenn durch sie die Schaum-
lavaausbeutung eines Berges unterbunden werde, mit der 
der Berechtigte bisher noch nicht begonnen hatte und 
deren Vornahme sich nach der gegebenen Situation der 
Verkehrsauffassung nicht aufdrängt (27). 
Die skizzierten, in der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätze gelten auch für das „von Natur aus" m i t e i n e r 
g e s t e i g e r t e n S o z i a l p f l i c h t i g k e i t (28) b e l a s t e t e W a l d e i g e n -
t u m (29). Auch die unternehmerische Nutzung von der 
Forstwirtschaft gewidmetem Grund und Boden ist als Bo-
dennutzung zu beurteilen und unterliegt als solche der 
weitergreifenden Sozialpflichtigkeit zugunsten naturschutz-
rechtlicher und ökologischer Erfordernisse (30). Derart be-
gründete Einschränkungen etwa bei einem gewünschten 
Übergang zu anderen Holzarten oder Betriebsformen sind 
grundsätzlich keine Enteignung (31). Entschädigungs-
ansprüche kommen bei derartigen Regelungen nur in Be-
tracht, wenn nachteilige Änderungen der bestehenden 
Nutzungs- und Betriebsart erzwungen werden oder wenn 
das Festhalten an der gegebenen forstwirtschaftlichen 
Nutzung, etwa bei einer Ausweisung als Schutzwald, den 
Betrieb unrentabel werden läßt (32). Denn der erzwungene 
Verlust der Rentabilität ist bei einem Betrieb mit ordnungs-
mäßiger Wirtschaftsführung und durchschnittlicher Produk-
tivität in jedem Fall ein unzumutbares Sonderopfer. Natur-
schutzrechtliche und ökologische Erfordernisse werden 
nur ausnahmsweise enteignende Wirkungen zur Folge 
haben. 
Diese Erwägungen zur Schutzfunktion des Waldes las-
sen sich nicht ohne weiteres auf die E r h o l u n g s f u n k t i o n 
des Waldes übertragen. Sicher fällt auch die Erholungs-
funktion dem Prinzip nach unter die Sozialpflichtigkeit des 
Waldeigentums. In einer naturschutzrechtlichen Entschei-
dung des BayVerfGH heißt es hierzu: 
„Der Eigentümer ist . . . nicht befugt, mit seinem 
Grundstück ohne Rücksicht darauf, ob Schönheit und 
Eigenart der heimatlichen Natur beeinträchtigt werden, zu 
verfahren; er muß insbesondere der Tatsache Rechnung 
tragen, daß sein Grundbesitz als Teil der Landschaft auch 
anderen Menschen, die in ihr Freude und Erholung suchen 
dienen sol l" (33). 
Unter Berufung auf die Erholungsfunktion des Waldes 
hat das VG Stuttgart eine Klage wegen Versagung einer 
Ausstockungsgenehmigung abgewiesen, weil der Wald in 
Ballungsgebieten eine „natürliche Erholungsstätte" sei und 
deshalb wie auch zur Wahrung der Schutzfunktion dem 
„Grundsatz der Walderhaltung" Vorrang gebühre (34). 
Eine andere Frage ist allerdings, ob und in welchem 
Maße der Waldbesitzer im Hinblick auf die im Grundsatz 
anzuerkennende Erholungsfunktion des Waldes Bewirt-
schaftungsbeschränkungen und Schädigungen hinnehmen 
und Aufwendungen erbringen muß, die aus dem Betre-
tungsrecht der Allgemeinheit herrühren. Zur Lösung dieses 
Abgrenzungsproblems reicht der Rechtsgedanke der „Si-
tuationsgebundenheit" des Grundeigentums nicht aus. 
Darauf ist sogleich zurückzukommen. Diese umstrittene 
Frage zeigt sich in vollerem Licht, wenn man einen Blick 
darauf wirft, in welcher Weise die neuere Gesetzgebung 
die Sozialfunktionen des Waldes und das Waldeigentum 
behandelt. 
Hl. Sozialfunktionen des Waldes und Waldeigentum 
in der neueren Gesetzgebung 
1. Das B u n d e s w a l d g e s e t z stellt es als einen leitenden 
Grundsatz auf, daß der Wald zu erhalten und seine ord-
nungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern sei. 
In seinen Rahmenvorschriften über die Erhaltung des 
Waldes legt es ein Grundmuster von Anforderungen, Ge-
nehmigungspflichten und Bindungen der forstlichen Bo-
dennutzung fest, gibt aber der landesrechtlichen Ausfül-
lung dieses Rahmens einen erheblichen Spielraum. In 
diesen Grenzen wird es S a c h e d e s L a n d e s g e s e t z g e b e r s 
sein oder bleiben, die Bindungen und Beschränkungen 
des Waldeigentums in ausgleichender Abwägung der ver-
schiedenen Funktionen des Waldes auszuformen. 
Gegenüber dieser Ausführungsgesetzgebung kommen 
die geschilderten Grenzen der Sozialpflichtigkeit des Wald-
eigentums zum Tragen. Die w a l d r e c h t l i c h e n R e g e l u n g e n -
müssen sich an der gewährleisteten Privatnützigkeit des 
Eigentums orientieren, möglichst klare und bestimmte 
Normierungen vornehmen, die Sozialpflichtigkeit des Wald-
eigentums nur nach Maßgabe des jeweils Erforderlichen 
und Verhältnismäßigen zur Geltung bringen und eine an-
gemessene Entschädigung vorsehen, wo dem Waldbesitzer 
ein unzumutbares Sonderopfer abverlangt wird. 
Dabei ist es eine etwas zu bequeme Befolgung der 
Eigentumsgarantie, wenn das Landesrecht — wie das 
Waldgesetz für Bayern und jetzt das BadWürtt Landes-
waldgesetz - sich damit begnügt, eine Entschädigungs-
pflicht für Maßnahmen mit enteignender Wirkung zu be-
gründen. Die verfassungsrechtliche Forderung, daß die 
Enteignung nur durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes erfolgen darf, das Art und Ausmaß der Entschädi-
gung regelt (Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG), will den Gesetz-
geber gerade dazu zwingen, sich bei das Eigentum betref-
fenden Vorschriften darüber klar zu werden, ob sie Ent-
eignungen bewirken oder zulassen. In der Begründung 
zu dem Waldgesetz für Bayern werden als Beispiele für 
Maßnahmen mit enteignender Wirkung genannt: die Auf-
erlegung bestimmter Duldungspflichten im Erholungswald 
(Art. 12 Abs. 3), bestimmte Bewirtschaftungsgebote im 
Schutz- oder Erholungswald (Art. 14 Abs. 2) und die An-
ordnung einer Aufforstungspflicht (Art. 16 Abs. 6) (35). 
Der Entwurf der Bundesregierung für das Bundeswald-
gesetz hatte eine a l l g e m e i n e Entschädigungsregelung ent-
halten, die im Einklang mit der Gerichtspraxis die Opfer-
grenze des Waldbesitzers wie folgt bestimmte: 
„Soweit durch Versagung einer Umwandlungsgeneh-
migung . . . oder einer Genehmigung zur Erstaufforstung . . . 
oder durch Erklärung von Wald zu Schutzwald . . . eine 
bisher zulässige Nutzung aufgehoben oder eingeschränkt 
wird, eine wesentliche Wertminderung eines Grundstük-
kes eintritt, besondere Aufwendungen notwendig sind, die 
über das bei ordnungsgemäßer Nutzung eines Grund-
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Stücke s erforderliche Maß hinausgehen, oder ein anderer 
nicht nur unwesentlicher Vermögensnachteil verursacht 
wird, ist . . . eine Entschädigung in Geld zu leisten" (36). 
Diese Generalklausel war dann in der Fassung des 
Gesetzes durch den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten auch auf die neu eingeführte Erklä-
rung zum Erholungswald erstreckt worden (37). Nach der 
Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundes-
rat ist die ganze Bestimmung der konsequenten Umwand-
lung des Kapitels über die „Erhaltung des Waldes" in 
Rahmenrecht zum Opfer gefallen (38). Nunmehr ist den 
Ländern nach § 5 BWaldG nur noch der Erlaß „geeigneter 
Entschädigungsregelungen" aufgegeben. 
2. Eine kurze Durchmusterung des gesetzlichen Rege-
lungsprogramms unter eigentumsrechtlichem Blickwinkel 
wird - den Grundfunktionen des Waldes entsprechend -
drei Komplexe unterscheiden müssen: 
- die Bewirtschaftungsregelungen zugunsten der Holz-
produktion, 
- die Einschränkungen der Nutzungsfreiheit zugunsten der 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
- und die Sozialbindungen zugunsten der Erholung im 
Walde. 
Folgende Punkte seien hervorgehoben. 
B e w i r t s c h a f t u n g s r e g e l u n g e n im Interesse der Erhal-
tung des Waldes, zur Wahrung der ordnungsmäßigen 
forstlichen Nutzung und zur Förderung der Produktion 
sind grundsätzlich eine entschädigungslos zu duldende 
Bestimmung von Inhalt und Schranken des Waldeigen-
tums (39). Eine Entschädigungspflicht kommt hier nur in 
Betracht, wenn eine derartige Maßnahme im Einzelfall 
die gegebene Nutzung oder Nutzbarkeit nachteilig ver-
ändert oder wenn, z. B. durch die Versagung einer Um-
wandlungsgenehmigung (40), die Rentabilität des Betriebes 
entfällt oder der Waldbesitzer nicht einmal mehr die ihn 
aus dem Grundstück treffenden öffentlichen Verpflichtun-
gen aus den Nutzungen bestreiten kann. 
Nach denselben Grundsätzen sind die B e s t i m m u n g e n 
des N a t u r s c h u t z - , U m w e l t s c h u t z - u n d W a s s e r r e c h t s zur 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, die zum Teil 
im Rahmen des Waldrechts erlassen worden sind, regel-
mäßig nur Ausdruck der Sozialpflichtigkeit des Waldeigen-
tums (41). Ist eine der Schutzfunktion des Waldes dienende 
Regelung oder Anordnung zwar erforderlich und verhält-
nismäßig, kann sie aber vom Waldbesitzer nicht unter 
wirtschaftlich vertretbaren und zumutbaren Bedingungen 
durchgeführt werden (42), wird die Grenze der Sozial-
pflichtigkeit überschritten. 
Für die n e u e r e N a t u r s c h u t z g e s e t z g e b u n g ist kennzeich-
nend, daß sie auf einem „Wandel vom ehemals bewahren-
den Naturschutz zum aktiven Naturschutz" beruht und 
daß sie dementsprechend eine „Landschaftspflege im 
Rahmen einer vorausschauenden Landschaftsplanung" und 
die „Einbeziehung des gesamten Naturhaushalts in die 
öffentliche Daseinsvorsorge" anstrebt (43). Trotz dieser 
sehr weitreichenden Zielsetzung respektiert das BNatSchG 
die Eigenart der Land- und Forstwirtschaft. Die Nutz-
funktion des Waldes hat in den „Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege" Berücksichtigung ge-
funden (§ 2 Abs. 1 Nr. 3, 9). An die mehr programmatische 
Erklärung, daß der „ordnungsgemäßen" Forstwirtschaft 
für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft eine 
zentrale Bedeutung zukomme, schließen sich die sehr er-
heblichen Klauseln an, daß die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft „in der Regel" den Zielen des BNatSchG dient und 
daß die ordnungsgemäße f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e B o d e n n u t z u n g 
nicht als Eingriff in Natur und Landschaft anzusehen ist 
(§§ 1 Abs. 3, 8 Abs. 7) (44). Wie sehr viele Formulierungen 
der neueren sozialstaatlichen Gesetzgebung, die zu 
„Grundsätzen", programmatischen Äußerungen und offenen 
Klauseln neigt, lassen auch die genannten Festlegungen 
sicher Auslegungszweifel übria. Doch läßt sich nach Sinn 
und Wortzusammenhang kaum in Abrede stellen, daß die 
„Ordnungsgemäßheit" der apostrophierten Bodennutzung 
forstwirtschaftlich zu bestimmen ist (45). Damit steht es in 
Einklang, daß das BWaldG und die Wald- und Forst-
gesetze der Länder dem Bundesnaturschutzgesetz als 
Spezialgesetze vorgehen (46). 
3. Die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bodennut-
zung ist im Naturschutzrecht ausdrücklich als eine Richt-
schnur dafür anerkannt worden, wo die Grenzen der So-
zialpflichtigkeit des Waldeigentums zu ziehen sind. Sie ist 
als Grundsatz ebenso in der Eigentumsgarantie verankert, 
wie der damit zusammenhängende Satz, daß der Wald-
besitzer nur solche Bindungen und Beschränkungen ent-
schädigungslos hinnehmen muß, die von ihm unter wirt-
schaftlich vertretbaren und zumutbaren Bedingungen 
durchgeführt werden können. An diesen Grenzen der So-
zialpflichtigkeit müssen sich auch die Lasten, Pflichten 
und Beschränkungen ausrichten, die dem Waldbesitzer im 
Interesse der E r h o l u n g i m Wald auferlegt werden. Hier 
wie in den anderen Fällen bedeutet die Einbindung der 
Nutzungsfreiheit durch eine Sozialfunktion des Waldes 
weder, daß jede für diese Sozialfunktion förderliche Maß-
nahme zugelassen wäre, noch daß jede auf diese Sozial-
funktion zurückführbare Belastung durch das Waldeigen-
tum - und nicht durch die begünstigte Allgemeinheit - zu 
tragen wäre. 
Vor allem für die im Erholungswald in Betracht kom-
menden besonderen Bindungen und für die Reichweite 
des „Zutritts zum Walde", des „Betretungsrechts", kommt 
es auf die verfassungsrechtlich zutreffende Ausbalancie-
rung der Erholungsbedürfnisse und der Erfordernisse einer 
ordnungsgemäßen und rentablen Forstwirtschaft an. Dabei 
ist die Entschädigungsfrage wichtig, ist es aber ebenso 
bedeutsam, die Eingriffe in das Waldeigentum an ihrer 
Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit zu messen. So 
liegt schon darin eine meßbare Schranke zugunsten des 
Waldeigentums, wenn für eine Erklärung zum Erholungs-
wald vorrangig auf Wald der Gebietskörperschaften zu-
rückgegriffen werden soll (47), und wenn diese Gebiets-
ausweisung von der Aufstellung landesplanerischer Ziele 
abhängig gemacht wird (48). 
Hauptsächlich umstritten ist die A u s g e s t a l t u n g d e s B e -
t r e t u n g s r e c h t s , das seit dem Vorangehen des nordrhein-
westfälischen Landesforstgesetzes von 1969 (49) mit zum 
Teil recht komplizierten Regelungen in die Landesgesetz-
gebung Eingang gefunden hat (50). Das ausdrücklich 
normierte Betretungsrecht ist eine öffentlich-rechtliche Dul-
dungspflicht, die das privatrechtliche Recht des Eigen-
tümers, „andere von jeder Einwirkung" auf den Eigen-
tumsgegenstand „auszuschließen", § 903 BGB, beschnei-
det. Nach dem vor der neueren Gesetzgebung bestehenden 
Rechtszustand war es eine Befugnis von jedermann auf 
weitgehend gewohnheitsrechtlicher Grundlage, die der 
Eigentümer respektieren mußte, die er aber nach Maßgabe 
seines sachlich begründeten Interesses durch Sperren und 
Verbote einschränken durfte (51). 
Eine besondere Rechtslage bestand und besteht in 
B a y e r n . Nach dem Vorbild des schweizerischen Zivilrechts 
garantiert die bayerische Verfassung das — früher häufig 
belächelte — Grundrecht auf den Genuß der Naturschön-
heiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere 
das Betreten von Wald und Bergweide, das Befahren der 
Gewässer und die Aneignung wildwachsender Waldfrüchte 
in ortsüblichem Umfang (Art. 143 Abs. 3). Dementspre-
chend hat Bayern das Waldbetretungsrecht nicht im Wald-
gesetz, sondern im Naturschutzgesetz geregelt (Art. 13 
BayWaldG; Art. 21 ff. BayNatSchG). 
Die Bestimmung des Bundeswaldgesetzes über das 
„Betreten des Waldes" (§ 14) hat im Gesetzgebungsverfah-
ren erhebliche Änderungen durchlaufen (52) und be-
schränkt sich in der Gesetz gewordenen Fassung auf we-
nig mehr als einen Grundsatz. Den Ländern bleibt es vor-
behalten, die Einzelheiten zu regeln und dabei die er-
forderlichen Einschränkungen des Betretungsrechts u.a. 
zum Schutz der Forstwirtschaft und des Waldeigentums 
festzulegen. Das Betretungsrechts selbst und die Bindung 
des Waldbesitzers bei Verboten und Sperren des Zutritts 
zum Walde durch sachliche Voraussetzungen und durch 
Genehmigungspflichten (53) ist eine zulässige Sozial-
bindung des Waldeigentums. Dabei ist allerdings voraus-
zusetzen, daß die im Gesetz festgelegten sachlichen Be-
dingungen einer zulässigen Sperre den forstwirtschaftlichen 
Erfordernissen hinreichend Rechnung tragen und verhält-
nismäßig sind und daß der Waldbesitzer nach Maßgabe 
dieser sachlichen Bedingungen einen Anspruch auf die 
Genehmigung für die Sperre eingeräumt erhält. Darüber 
hinausgehende Duldungspflichten aus einem für vorrangig 
betrachteten Erholungsinteresse führen wegen der eintre-
tenden besonderen Pflichten und Lasten zu einer Ent-
schädigungspflicht des Staates und der Gemeinde. 
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Das R e i t e n i m Walde fällt, wie in der Begründung des 
Regierungsentwurfs anerkannt worden war (54), nicht un-
ter das „Betreten", bedarf also gesonderter Regelung. 
Während der Regierungsentwurf das Reiten im Walde nur 
kraft besonderer Befugnis oder auf Reitwegen gestattete, 
läßt es § 14 BWaldG jetzt vorbehaltlich einer Einschrän-
kung aus wichtigem Grunde auf allen Straßen und Wegen 
zu, also auch auf Privatwegen. Landesrechtliche Bestim-
mungen, die das Reiten im Walde auf eigens dafür frei-
gegebene Wege und Flächen beschränken (55), werden 
demnach geändert werden müssen (56). 
Eine derartige Vorschrift des bayerischen Rechts (Art. 
24 Abs. 2 Satz 1 BayNatSchG) ist vom Bayer. Verfassungs-
gerichtshof unter Berufung auf das erwähnte Grundrecht 
auf Naturgenuß für ungültig erklärt worden (57). Wie in 
der abweichenden Meinung einiger Mitglieder dieses Ge-
richts zutreffend hervorgehoben, kann auch im Lichte 
der Erholungsfunktion des Waldes und bei Berücksichti-
gung heutiger Erholungsvorstellungen das Reiten nicht 
dem Gehen und Wandern gleichgestellt werden. Der etwas 
anachronistische Hinweis darauf, daß das Reiten „eine 
seit Jahrtausenden ausgeübte Fortbewegungsart" sei, die 
auch Erholungszwecken diene, kann den auch rechtlich 
erheblichen Einwand nicht überwinden, daß das Reiten 
jedenfalls heute eine Sportart ist und daß es auch bei 
professioneller Ausübung nicht nur ausnahmsweise be-
trächtliche Schäden verursacht, die dem Waldbesitzer zur 
Last fallen. Andererseits kann diese bayerische Entschei-
dung aber insoweit für die Ausführungsgesetzgebung zu 
§ 14 BWaldG hilfreich sein, als sie die notwendigen Gren-
zen der zumutbaren Zulassung des Reitens im Walde aus-
führlich und deutlich hervorgehoben hat (58). 
Das Bundesrecht läßt genügend Spielraum, um die 
forstwirtschaftlich und eigentumsrechtlich gebotenen Ein-
schränkungen zur Geltung zu bringen. Dies wird vor allem 
dadurch zu geschehen haben, daß das Recht des Wald-
besitzers, Wege zu sperren, für diesen Fall hinreichend 
gewährleistet wird und daß weitergehende Duldungs-
pflichten durch eine Entschädigungsregelung ausgeglichen 
werden (59). 
4. Über alle Einzelprobleme der Abgrenzung und Aus-
gestaltung hinaus, die mit der Frage nach der Sozial-
pflichtigkeit des Waldeigentums und deren Grenzen auf-
geworfen werden, wird es für die weitere Entwicklung 
auf die Stellung des Waldes und der Forstwirtschaft in der 
R a u m o r d n u n g und der S t r u k t u r p o l i t i k ankommen. 
Den Funktionen des Waldes, die alle in mehr oder 
minder großem Maße das Wohl der Allgemeinheit berüh-
ren, korrespondiert die öffentliche Förderung der F o r s t -
w i r t s c h a f t , die nach § 41 BWaldG insbesondere auf die 
Sicherung der allgemeinen Bedingungen für die Wirt-
schaftlichkeit von Investitionen zur Erhaltung und nach-
haltigen Bewirtschaftung des Waldes gerichtet sein soll. 
Im Rahmen dieser Förderung haben auch Beihilfen und 
Ausgleichszahlungen ihren Platz, mit denen enteignungs-
rechtlich schwer faßbare Belastungen und Schäden pau-
schaliert abgegolten werden können (60). 
Eine planmäßige Grundlage für die strukturpolitische 
Förderung der Forstwirtschaft, auch im Hinblick auf den 
Ausgleich für die erbrachten Infrastrukturleistungen, wird 
durch die f o r s t l i c h e R a h m e n p l a n u n g und deren Einfügung 
in die Programme und Pläne der Landesplanung erreicht 
werden können (61). Die organisatorisch sachgerechte Ein-
ordnung der forstpolitischen Entscheidungen in das Ge-
samtgefüge des raumordnerischen Planungswesens ist da-
für eine Voraussetzung. Als sachliche Richtlinie sei auf die 
Grundsätze d e r R a u m o r d n u n g verwiesen (§ 2 BROG), wo 
es heißt, daß für die Erhaltung, den Schutz und die Pflege 
der Landschaft einschließlich des Waldes sowie für die 
Sicherung und Gestaltung von Erholungsgebieten zu sor-
gen ist und daß die räumlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen und zu sichern sind, daß die land- und forst-
wirtschaftliche Bodennutzung als wesentlicher Produktions-
zweig der Gesamtwirtschaft erhalten bleibt. 
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BayWaldG; § 23 Abs. 4 Bad Württ LWaldG (Vorrang von Staats-
und Körperschaftswald). — Siehe auch Hasel, FHW 1972, S. 265. 
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S, 339; ders., Wald, Forstwirtschaft und Landschaftsrecht, FHW 
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lein, Der Bayerische Verfassungsgerichtshof zur Reiterfrage, 
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